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Die Beratungsdienste haben zu sichern, daß die 
Bürger an Ort und Stelle sach- und fachkundig 
durch erfahrene Meister oder Bauhandwerker bei 
der Vorbereitung bzw. der Durchführung der Eigen­
leistung beraten werden.

Im Rahmen einer breit angelegten Arbeit mit qua­
lifizierten Kadern des Bauwesens, insbesondere mit 
den Angehörigen der technischen Intelligenz im 
Bauwesen, sind Patenschaften in den Wohngebieten 
zu organisieren mit dem Ziel der fachlichen Bera­
tung bauwilliger Bürger. Diese Tätigkeit ist durch 
moralische und materielle Anerkennung zu fördern.
Verantwortlich: Minister für Bauwesen

Vorsitzende der Räte der Bezirke 
Vorsitzende der Räte der Kreise 

Termin: ab sofort und laufend

Organisierte Hilfe durch Industrie- und Landwirt­
schaftsbetriebe
Die in den Betrieben der Industrie- und Landwirt­
schaft vorhandenen Reserven sind mit für die Ver­
besserung der Wohnbedingungen der Arbeiter 
einzusetzen. Insbesondere kommt es beim Neubau 
und der Erweiterung von Eigenheimen darauf an, 
durch die Hilfe von Industrie- und Landwirtschafts­
betrieben sowie Verkehrsbetrieben solche Bau- und 
Transportleistungen durchzuführen, die von den 
Bürgern nicht in Eigenleistung erbracht werden 
können und für deren Durchführung die in der 
Bauwirtschaft vorhandenen Kapazitäten nicht aus­
reichend zur Verfügung stehen. Das gilt besonders 
für Heizungs-, Sanitär- und Elektroinstallation so­
wie für den Einsatz der in den Betrieben vorhan­
denen Autokrane, Transportmittel und anderer ge­
eigneter technischer Hilfsmittel.
Die betriebliche Hilfe soll auch mit zur Senkung 
des finanziellen Aufwandes der Arbeiter für ihr 
Eigenheim führen.
Zur wirksamen Hilfe für die Arbeiter durch Be­
triebe wird festgelegt:
— Die staatlichen Organe haben die Hilfe der Be­

triebe bei der Verbesserung der Wohnbedingun­
gen ihrer Arbeiter, insbesondere beim Neu- und 
Erweiterungsbau von Eigenheimen, intensiv zu 
fördern. Sie haben dafür zu sorgen, daß Hilfe­
leistungen auf der Basis von Vereinbarungen 
zwischen den Betrieben und den Arbeitern ge­
regelt werden.
Verantwortlich: Vorsitzende der Räte der Bezirke 

und Kreise

— In allen Bezirken sind Beispiele zu schaffen, wie 
die betriebliche Hilfe beim Eigenheimbau zu or­
ganisieren ist und welche baulichen Lösungen 
anzuwenden sind, um sowohl die Vorzüge des 
individuellen Wohnens als auch Bauland und 
Erschließungseinrichtungen intensiv zu nutzen. 
Dazu sind Bebauungsformen wie z. B. das zwei­
geschossige Reihen- oder Gruppenhaus beson­
ders geeignet. Diese Bebauungsform schafft auch 
gute Bedingungen für eine effektive betriebliche 
Hilfe.
Verantwortlich: Vorsitzende der Räte der Bezirke 

und Kreise
1. Halbjahr 1973

6. Zur Planung und Kreditierung
Durch die Staatliche Plankommission sind in Zu­
sammenarbeit mit den Räten der Bezirke bis zum 
30. Juni 1972 die im Volkswirtschaftsplan 1972 und in 
den staatlichen Aufgaben für die Ausarbeitung des 
Volkswirtschaftsplanes 1973 vorgesehenen Investi­
tionen für den Eigenheimbau aus den Investitionen 
der Räte der Bezirke für die Ratsbereiche ohne 
Eigenerwirtschaftung auszugliedern. Für 1972 sind 
sie zu den Fonds „Bauaufkommen für Baureparatu­
ren und sonstige Baumaßnahmen“ umzusetzen. Für 
1973 ist durch den Vorsitzenden der Staatlichen 
Plankommission eine Regelung zu treffen, wonach 
der Eigenheimbau in der Planung und Planabrech­
nung gesondert ausgewiesen wird.
Die Räte der Bezirke und Kreise lenken die Initia­
tive der Bürger, Betriebe und Genossenschaften auf 
die Übererfüllung der geplanten Eigenheime im 
Rahmen der in diesen Fonds verfügbaren Baukapa­
zitäten und der möglichen Materialbereitstellung 
bei gleichzeitiger Sicherung der im Plan festgeleg­
ten Baureparaturen für den Wohnbereich. Die Räte 
der Bezirke unterbreiten mit den Planentwürfen 
zum Volkswirtschaftsplan 1973 Vorschläge für die 
Größenordnung des Eigenheimbaues im Jahre 1973.
Verantwortlich: Vorsitzender der Staatlichen 

Plankommission
Vorsitzende der Räte der Bezirke 
und Kreise

Der Minister der Finanzen hat zu gewährleisten, 
daß für den Bau und die Erweiterung von Eigen­
heimen auf Initiative der Bevölkerung und über 
den Plan hinausgehend ebenfalls Kredite gemäß 
der Verordnung vom 24. November 1971 über die 
Förderung des Baues von Eigenheimen ausgereicht 
werden.
Verantwortlich: Minister der Finanzen 
Termin: ab sofort

7. Zur Verbesserung der Versorgung mit Baumateria­
lien
Die Materialversorgung für den Eigenheimbau ist 
wie folgt zu organisieren :
— Das Netz und die Leistungsfähigkeit der Kun­

denberatungsbüros der WH Baumaterialien 
sind zu erweitern, um eine umfassende Beratung 
mit den Bürgern über den effektiven Einsatz 
der Baumaterialien, einschließlich des Einsatzes 
von Fertigteilhäusern, zu gewährleisten.

— Es ist zu sichern, daß Bürger, die im Besitz 
einer Baugenehmigung sind, mit dem für sie zu­
ständigen Kundenberatungsbüro einen Vertrag 
über die komplette Materialbereitstellung und 
Lieferung abschließen können. Zur Durchsetzung 
der komplexen Versorgung für den Eigenheim­
bau sind in den Baustoffversorgungsbetrieben 
die materiellen Voraussetzungen zu schaffen.
Verantwortlich: Minister für Bauwesen 
Termin: 2. Halbjahr 1972

— Zur komplexen Versorgung des Eigenheimbaues 
auf der Grundlage der durch die Baustoffversor­
gungsbetriebe abgeschlossenen Verträge mit dem 
Bürger haben die an der Versorgung beteiligtenTermin:


